Ökologie

- Klima- und Umweltschutz sind kein Luxus!
Klima- und Umweltschutz als Verteilungsfrage: Wer hat Zugang zu sauberer Luft? Wer ist v.a. von Umweltkrankheiten betroffen? Wer hat Häuser im Grünen, wer an Verkehrsrouten? Wer ist von Energiearmut besonders betroffen? Wer hat Zugang zu leistbarer Mobilität? Wer verbraucht die meisten Ressourcen, die meiste Energie? Wir wollen einen gerechten Zugang zu  Ressourcen. Wir wollen ein möglichst gutes Leben für alle – dazu gehören eine intakte Umwelt und gute Lebensbedingungen. Viele knapp werdenden Ressourcen sind nicht substituierbar.Wir wollen, dass mit natürlichen Ressourcen schonend umgegangen wird, dass Industrie und Konsument*innen ihren Materialverbrauch minimieren und die Stoffe lange im Produktkreislauf halten – Wir brauchen ein neues Ressourcenbewusstsein, das ist eine Überlebensfrage. 

- Ökologisch und gerecht Umsteuern:
Mit einer Sozial-Ökologische Steuerreform: Steuerbelastung umschichten - Entlastung von Arbeit und ArbeitnehmerInnen, höhere Besteuerung von Kapital, Vermögen sowie Ressourcen- und Umweltverbrauch – z.B. durch eine CO 2 Steuer. So soll umweltfreundliches Verhalten belohnt werden, umweltschädigendes wird dagegen durch Steuern teurer. Wir setzen uns für die Verbreiterung der Finanzierungsgrundlage unseres Sozialstaats und sozialer Leistungen durch Besteuerung von Vermögen, Vermögenszuwächsen, Ressourcenverbrauch und alle Einkommensarten ein→  wer mehr Umwelt und Ressourcen verbraucht zahlt höhere Steuern, das trifft in der Regel einkommensstarke Gruppen.

Ökonbonus: 2/3 des Umschichtungsvolumens aus Ökosteuern sollen privaten Haushalten zugutekommen – als Ökobonus in Form einer Steuergutschrift oder Transferzahlung für einkommensschwache Haushalte. 

- Kampf der Energiearmut:
Einrichtung eines Härtefonds: Z.B für PendlerInnen, die aufs Auto angewiesen sind oder um einkommensschwache Haushalte bei der Umrüstung bzw. dem Umstieg von fossilen auf erneuerbare Energien zur Wärmegewinnung, Maßnahmen zur Fenster/Türen-Isolierung, Verbesserung der Wohnsituation, Hebung von Energiesparpotentialen, moderne/energiesparende Geräte, kostenlose, aufsuchende Energieberatung … finanziell zu unterstützen bzw. anzubieten.

(thermische)Sanierungsoffensive für Althausbestand – jährliche Sanierungsquote von drei Prozent → niedrigere Energiekosten (Wärme), weniger Ausgaben für‘s Heizen

- Alles Bio? Bio für Alle! – Weil Alle ein Recht auf gesundes Essen haben!
Anteil an Bio-Essen in Kindergärten, Schulen, Universitäten (mittelfristig) auf 50 Prozent erhöhen,  Vorrang für Bio-Essen in der öffentlichen Beschaffung, z.B. für Krankenhäuser, PensionistInnenheimen etc. → öffentliche Hand hat Vorbildwirkung und marktrelevante Größe, gesundes Essen auch für Kinder aus einkommensschwachen Familien, sowie für kranke und alte Menschen. Umgehender Ausstieg aus den gefährlichsten Pestiziden, sowie ein ambitioniertes Pestizidreduktionsprogramm, Förderung regionaler und nachhaltiger Produktion. Umweltpolitik ist auch Sozialpolitik– gesundes Essen darf keine Frage des Geldbeutels sein, Bio-Lebensmittel müssen leistbarer gemacht werden – durch Umschichtung landwirtschaftlicher Förderungen in Biobetriebe, höhere Löhne, ALG, NH, BMS (Grundsicherung), Bio-Essen in öffentlichen Einrichtungen, Förderung „kurzer“ Wege (z.B. durch Ausdehnung LKW-Maut auf alle Straßen, CO 2-Steuer, Steuer auf Schiffsdiesel …) - Auch wichtige Rolle für AK-KonsumentInnenschutz – es geht nicht nur um Preisvergleiche bei Lebensmitteln, es geht auch um Qualität und Kostenwahrheit!

- Verbaut nicht unsere Zukunft – Grüne Investitionen statt graue Vergangenheit!
- In den sozial-ökologischen Umbau investieren 
Sozial-ökologische Investitionsoffensive in Bereiche, die Ressourcen, Umwelt und Klima schonen z.B. Pflege und Gesundheit, soziale Dienste, Bildung, Wohnraum, öffentliche Infrastruktur und Verkehrsmittel, erneuerbare Energien, Energieeffizienz, e-Mobilität … sozial-ökologische Investitionen sind nicht nur ein Beitrag zum Klima- und Umweltschutz, sie erhöhen auch Beschäftigung („Green“ Jobs und Arbeitsplätze im Sozial- und Bildungsbereich) und gesellschaftlichen Wohlstand. Wichtig: „Grenn Jobs“ müssen auch „good Jobs“ sein – also arbeits- und sozialrechtlich gut abgesichert, qualifiziert …

-  „System change, not climate change“!
Verzicht auch umwelt- und klimaschädigende Großprojekte wie Lobau-Autobahn, Waldviertel-Autobahn, dritte Piste – so sind Klimaziele nicht erreichbar. Keine Verankerung von Wettbewerb und Wachstum in Verfassung. Keine Unterordnung von Umwelt- und Klimaschutz unter wirtschaftliche Interessen. Weg von reiner Wachstums- und Gewinnorientierung, neue „Wohlstandsdefinition“. Ausrichtung der Wirtschaftspolitik entlang dieser Kriterien – hohe Beschäftigung, intakte Umwelt, Klimaziele einhalten, Verteilungsgerechtigkeit ...

- Den ökologischen Umbau sozial und gerecht gestalten
Neben sozial-ökologische Steuerreform, und umwelt- und klimaschonenden Investitionen muss der ökologische Umbau der Wirtschaft (z.B. weg von fossiler zu e-Mobilität) für Betroffenen so gestaltet werden, dass er sozial verträglich ist und nicht zulasten der ArbeitnehmerInnen gibt. Viele haben verständlicherweise Angst vor dem sozial-ökologischen Umbau – garantieren ihnen doch Branchen wie z.b. die konventionelle Autoindustrie Einkommen und soziale Sicherheit. Es braucht daher  eine „gerechte Transformation „ („just transition“) und aktiver Einbindung der Gewerkschaften und Interessensvertretungen der ArbeitnehmerInnen. Ähnliche Herausforderung wie bei Digitalisierung: Soziale Absicherung, Hilfe und Perspektiven für Alle, die in Branchen arbeiten, die vom ökologischen Strukturwandel besonders betroffen sind – z.B. ausreichende Absicherung bei Arbeitslosigkeit, Grundsicherung, Bildungskonto, Recht auf Umschulungen, Weiterbildung, Qualifikation … Öffentliche Investitionen in emissionsarme Branchen.

- Umweltfreundlich und bequem zur Arbeit … und zurück
- Billigere Jahres- und Monatskarten, Job- und Teilzeittickets sowie ein Österreichticket
- Leistbare Jahreskarten und ein günstiges Österreichticket für alle Öffis – Standard 365-Euro-Tickets fürs Land, 2 x 365 Euro für zwei Bundesländer, 3 x 365 Euro fürs Österreichticket
- Als besonderes Angebot für pendelnde Teilzeitbeschäftigte wollen wir ein bedarfsgerechtes, ermäßigtes Teilzeitticket, das für bestimmte Wochentage gilt einführen
- Flächendeckender Öffi-Ausbau
- Statt Milliarden in verkehrspolitisch fragwürdige Prestige- und Großprojekte (Lobau, Waldviertelautobahn, Ostumfahrung Linz, Dritte Piste …) in flächendeckenen Öffi Ausbau (Personennahverkehr, Lückenschluss im Öffinetz) investieren. Finanzierung über höhere MÖSt auf Diesel, CO 2- Abgabe damit Einnahmen  daraus über besseres Angebot an Öffis wieder  BürgerInnen zugute kommen.
- gesetzlich abgesicherte Mindesterschließung mit  Bus und Bahn (Nahverkehrsoffensive) im ländlichen Raum. Die Infrastrukturpolitik muss sich entlang dieser Ziele und abgestimmter Verkehrspläne auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene ausrichten. Dazu braucht es eine umfassendes Bekenntnis, eine verpflichtende, gemeinsame Planung sowie eine Finanzierungsvereinbarung über alle Gebietskörperschaften hinweg.
- Keine Privatisierung der öffentlichen Verkehrsunternehmen.
- Dichter, öffentlicher Taktfahrplan, je nach Taktknoten stündlich, halbstündlich oder sogar viertelstündlich (je nach Bevölkerungsdichte und Einzugsgebiet) auch am Wochenende und in den Nachtstunden. Generell soll eine bessere Taktabstimmung zwischen den Verkehrsmitteln (z.B. mit Regionalbahnen, Regionalbussen) erreicht werden.
- Ausbau des - vor allem auch kommunalen - Mobilitätsmanagements unter dem Vorzeichen „sanfter“ Mobilität für Unternehmen, Schulen, öffentlicher Verwaltung und Tourismus – mit dem Mindeststandard der Stundenvertaktung.
- Anbindungspflicht von Einkaufszentren und Gewerbezonen ans Öffi-Netz
- Einrichtungen – wie etwa Einkaufszentren, Restaurantmeilen, Freizeitparks etc. - die auf Grund ihrer Lage ein höheres Verkehrsaufkommen verursachen bzw. Fläche für Parkplätze verbrauchen sollen verpflichtet werden, eine Verkehrserreger- und/oder Flächenverbrauchsabgabe zu leisten. Öffentliche Verkehrsmittel müssen so ausgebaut werden, dass weder Kundinnen noch Beschäftigte auf das Auto angewiesen sind.
- Raumordungsprogramme und Entwicklungskonzepte haben sich an öffentlichen Verkehrsmitteln zu orientieren: Neuwidmungen dürfen nur dort stattfinden, wo kurzvertaktete, öffentliche Verkehrsmittel fußläufig zu erreichen sind. Gewerbegebiete, Freizeitanlagen, Einkaufszentren etc. sind nur zu genehmigen, wenn sie verkehrstechnisch günstig und insbesondere auch öffentlich zu erreichen sind bzw. kein neues, zusätzliches Verkehrsaufkommen zu generieren.
- Die Erhaltung und ökologische Sanierung sowie der fußgängerInnen- und fahrradgerechte Umbau von bestehenden Straßen haben Vorrang gegenüber dem Bau neuer Straßen.
